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Unternehmensteuer

BFH: Zuordnung Sonderbetriebsvermégen Il bei doppelstockiger
Personengesellschaft

Mit Urteil vom 12.10.2016 hat der BFH das Urteil des FG Dusseldorf insoweit bestatigt, als er
ebenfalls der Ansicht ist, dass auch im Falle einer doppelstéckigen Personengesellschaft fur
den Gesellschafter der Obergesellschaft Sonderbetriebsvermdgen Il bei der
Untergesellschaft gebildet werden kann.

FG Dusseldorf (Vorinstanz):

Gewahrt ein Mitunternehmer seiner Gesellschaft (Untergesellschaft) ein Darlehen und
bringt zu einem spateren Zeitpunkt seinen Kommanditanteil gegen Gewahrung von
Gesellschaftsrechten in eine andere Personengesellschaft (Obergesellschaft) ein (Bildung
einer sog. doppelstdckigen Personengesellschaft), sind das Darlehen und die
dazugehorigen Refinanzierungsaufwendungen weiterhin dem Sonderbetriebsvermégen des
Mitunternehmers als Sonder-Mitunternehmer der Untergesellschaft zuzuordnen (8 15 Abs.
1S.1Nr.2S. 2 EStG).

Sachverhalt

Alleinige Kommanditistin an der Klagerin (GmbH & Co. KG) war eine niederlandische
Kapitalgesellschaft (A-B.V). In 2002 nahm die A-B.V. zwei Darlehen auf, um die Klagerin mit
Kapital auszustatten. Mit Wirkung ab dem 01.04.2004 brachte die A-B.V. ihren
Kommanditanteil mittels Sacheinlage gegen Gewahrung von Gesellschafterrechten in eine
Personengesellschaft niederldndischen Rechts, die E-C.V., ein. Die Beteiligungsstruktur
entsprach somit einer doppelstdckigen Personengesellschaft. Die Klagerin hatte die
Verbindlichkeiten aus den Darlehen in einer Sonderbilanz der A-B.V. passiviert und die
Schuldzinsen als Sonderbetriebsausgaben (SBA) bertcksichtigt. Diese Handhabung wurde
auch nach der Einbringung beibehalten. Infolgedessen wurde im Wirtschaftsjahr 2004/2005
der Zinsaufwand aus den Darlehen als SBA der A-B.V. bei der steuerlichen
Gewinnfeststellung der Kldgerin geltend gemacht. Das Finanzamt hingegen vertrat die
Auffassung, dass die Schuldzinsen nunmehr bei der E-C.V. zu erfassen sind.

Entscheidung
Die Klage ist begrtindet.

Nach 8 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 S. 2 EStG ist der mittelbar Uber eine oder mehrere
Personengesellschaften beteiligte Gesellschafter dem unmittelbar beteiligten Gesellschafter
gleichgestellt; er ist als Mitunternehmer des Betriebs der Gesellschaft anzusehen, an der er
mittelbar beteiligt ist, wenn er und die Personengesellschaften, die seine Beteiligung
vermitteln, jeweils als Mitunternehmer der Betriebe der Personengesellschaften anzusehen
sind, an denen sie unmittelbar beteiligt sind.

Bei einer geschlossenen Mitunternehmerkette ist der Gesellschafter der Obergesellschaft
nicht nur Mitunternehmer bei der Obergesellschaft, sondern auch sog. Mitunternehmer der
Untergesellschaft. Diese Gleichstellung gilt nach zutreffender herrschender Meinung, der
das FG folgt, lediglich hinsichtlich der Sondervergttungen und des
Sonderbetriebsvermdgen, obwohl dies dem Wortlaut des Gesetzes nicht direkt zu
entnehmen ist (vgl. BFH-Urteil vom 06.09.2000). Der Obergesellschafter ist demzufolge
"nur" Sonder-Mitunternehmer (Mitunternehmer flr den
Sonderbetriebsvermdgensvergleich) und nicht "normaler" Mitunternehmer. Nach MalRgabe
dieser Grundsatze sind die Darlehen und die dazugehdérigen Refinanzierungsaufwendungen
gemall § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 S. 2 EStG dem Sonderbetriebsvermégen der A-B.V. als Sonder-
Mitunternehmerin der Klagerin zuzuordnen.

Dies folgt zunachst aus dem Wortlaut der Vorschrift. Das Gesetz bezeichnet den mittelbar
Beteiligten ausdrucklich als Mitunternehmer des Betriebes der Untergesellschaft.



Demzufolge gelten fur das Sonderbetriebsvermégen des Sonder-Mitunternehmers bei der
Untergesellschaft die gleichen Kriterien, wie bei einem unmittelbar beteiligten
Gesellschafter. Im Hinblick auf die Unterscheidung zwischen Sonderbetriebsvermégen | und
Il beim unmittelbar beteiligten Gesellschafter muss eine Gleichstellung des Sonder-
Mitunternehmers auch beide Arten des Sonderbetriebsvermégens umfassen. Als
Sondermitunternehmer kénnen ihm zuzurechnende Wirtschaftsglter seiner Beteiligung an
der Untergesellschaft dienen und Sonderbetriebsvermdgen dieser Gesellschaft sein.
Vorliegend dienen die Refinanzierungsaufwendungen weiterhin der nunmehr mittelbaren
Beteiligung der A-B.V. an der Klagerin. Durch die Einbringung ist zwar eine doppelstdckige
Personengesellschaft entstanden, an der tatsachlichen Verwendung der Darlehensmittel
hat sich hierdurch jedoch nichts geandert. Ein Wechsel zwischen diesen Stellungen als
Beteiligter bei ansonsten unveranderten tatsachlichen Gegebenheiten bezlglich der
Verwendung der Darlehensmittel kann nicht dazu fihren, dass die dem
Sonderbetriebsvermdgen der A-B.V. bei der Kldgerin zugeordneten Darlehen nunmehr dem
Bereich der E-C.V. als Obergesellschaft zuzuordnen sind. Diese dienen nach wie vor der
Starkung des Betriebskapitals der Klagerin und damit nunmehr der Beteiligung der A-B.V. an
der Klagerin als Sonder-Mitunternehmerin. Die Darlehen sind nicht anlasslich des Erwerbs
der Beteiligung an der Obergesellschaft aufgenommen worden.

Dieser Auslegung des Gesetzes nach dem Wortlaut stehen die Entstehungsgeschichte der
Norm und die Gesetzesmaterialien nicht entgegen. Gegen eine einschrankende Auslegung
spricht, dass der Gesetzgeber nach den Gesetzesmaterialien "den steuerlichen Durchgriff
auch bei der mehrstdckigen Personengesellschaft" zulassen wollte. Er ging davon aus, dass
der nur mittelbar beteiligte Gesellschafter und Mitunternehmer wie ein unmittelbar
beteiligter Gesellschafter und Mitunternehmer behandelt wird.

Gegen eine einschrankende Auslegung spricht zudem die Systematik der Besteuerung von
Personengesellschaften. Eine Gleichstellung zwischen Mitunternehmer und
Einzelunternehmer wird bei einer doppelstdckigen Personengesellschaft in Fallen der hier
vorliegenden Art nur dann erreicht, wenn der Gesellschafter der Obergesellschaft das
Fremdkapital, das z. B. der Starkung seines Mitunternehmeranteils an der Untergesellschaft
dient, ebenfalls als Sonderbetriebsvermdgen Il bei der Untergesellschaft ansetzen kann.

Anmerkungen
Verlustabzugsbeschrankung nach § 14 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 KStG

Im Rahmen seines Urteils vom 12.10.2016 hatte der BFH auch Gelegenheit zur Anwendung
der Vorschrift des § 14 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 KStG zur Verlustabzugsbeschrankung Stellung zu
nehmen, siehe dazu folgenden Hinweis.

Finanzministerium Schleswig-Holstein, Verfligung vom 20.08.2018

Das Finanzministerium Schleswig-Holstein schlieRt sich der Auffassung des BFH an, wonach
der Anwendungsbereich des § 15 Abs. 1S. 1 Nr. 2 S. 2 EStG nicht auf SBV | begrenzt ist.
Daher ist bei Aufwendungen flr die Finanzierung des Erwerbs von Anteilen an einer
Obergesellschaft, die zum Teil auch auf die mittelbar gehaltenen Beteiligungen an den
Untergesellschaften entfallen, jeweils eine Aufteilung der geleisteten
Refinanzierungsdarlehen im Verhaltnis der Anschaffungskosten fur die anteiligen
Wirtschaftsglter in der Obergesellschaft und in den Untergesellschaften vorzunehmen.

Betroffene Norm
§15Abs.1S.1Nr.2S. 2 EStG
Streitjahr 2005

Fundstellen

Finanzministerium Schleswig-Holstein, Verfligung vom 20.08.2018, VI 307-S 2241-319
BFH, Urteil vom 12.10.2016, | R 92/12

siehe auch: BFH, Urteil vom 12.10.2016, | R 92/12 NV

Finanzgericht Dusseldorf, Urteil vom 04.07.2012, 9 K 3955/09 F

Weitere Fundstellen
BFH, Urteil vom 25.02.1991, GrS 7/89, BStBI 11 1991, S. 691
BFH, Urteil vom 06.09.2000, IV R 69/99, BStBI II 2001, S. 731


http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bfh-negative-einkuenfte-des-organtraegers-oder-der-organgesellschaft.html
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=34344
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=34455
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschliel3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	BFH: Zuordnung Sonderbetriebsvermögen II bei doppelstöckiger Personengesellschaft
	Anmerkungen


